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A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Sozial- und Integrationspolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den 

Stimmen von CDU, GRÜNEN und FDP bei Stimmenthaltung von SPD und 
LINKEN, den Gesetzentwurf in zweiter Lesung anzunehmen. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Sozial- und Integrationspolitischen Ausschuss in der 

113. Plenarsitzung am 30. August 2017 nach der ersten Lesung zur Vorbereitung 
der zweiten Lesung überwiesen worden. 

 
 2. Der Sozial- und Integrationspolitische Ausschuss hat hierzu die Unterlagen der 

Regierungsanhörung erhalten und in seiner 64. Sitzung am 9. November 2017 ei-
ne mündliche Anhörung durchgeführt. 

 
 3. Der Sozial- und Integrationspolitische Ausschuss hat in seiner 68. Sitzung am 

30. November 2017 den Gesetzentwurf behandelt und die unter A wiedergegebene 
Beschlussempfehlung an das Plenum ausgesprochen. 
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